
LZ 18 · 2022

| RECHT & STEUER18

Der Ausbau erneuerbarer Energien 

macht auch vor der Inanspruchnahme 

landwirtschaftlicher Flächen, insbeson-

dere Ackerflächen, nicht halt. Diese Flä-

chen werden der landwirtschaftlichen 

Bewirtschaftung üblicherweise voll-

ständig und langjährig entzogen. Ge-

ködert wird mit auf den ersten Blick at-

traktiv erscheinenden Pachtzahlungen 

von 2 500 bis 6  000 €/ha, verbunden 

mit einer Vertragsdauer in der Regel 

von 20 Jahren. Umso wichtiger ist es, 

einen solchen Nutzungs- beziehungs-

weise Gestattungsvertrag nicht vor-

schnell, insbesondere nicht ohne recht-

liche Prüfung und Beratung zu unter-

schreiben. Denn zu berücksichtigen 

gibt es einige Punkte.

Vertragsgegenstand Wichtig ist, den 

Vertragsgegenstand genau festzuhal-

ten. Im Einzelnen sind dies der genaue 

Flächenumfang, den Landeigentümer 

dem Betreiber zur Verfügung stellen, 

sowie die installierte Leistung der Anla-

ge, also deren Kapazität. Gegebenen-

falls sind auch zu installierende Module 

genau zu bezeichnen. Auch die dazuge-

hörigen Nebenanlagen, Schalterschrän-

ke, Leitungen, Zuwegungen und ande-

res mehr sowie deren genaue Lage sind 

zu erfassen.

Entwicklungsdauer Als Eigentümer 

geht der Landwirt eine langjährige Ver-

tragsbindung ein. Hier ist große Vor-

sicht geboten. Da nicht nur einzelne 

Teilflächen benötigt werden, sondern 

die jeweiligen Gesamtparzellen, müs-

sen diese verfügbar sein. Sind die Flä-

chen verpachtet, muss vor Vertrags-

schluss das bestehende Pachtverhältnis 

beendet werden.

Die Bereitstellungszeit, das heißt von 

der Unterschrift bis zur tatsächlichen 

Errichtung der Photovoltaikanlage, soll-

te keinesfalls zeitlich unbegrenzt sein. 

Üblich ist ein Zeitraum von maximal 

drei bis fünf Jahren. Liegt bis zum im 

Nutzungsvertrag vereinbarten Bereit-

stellungsende die Genehmigung nicht 

vor, muss der Landwirt die Möglichkeit 

haben, den Vertrag zu beenden, in der 

Regel durch ein ihm eingeräumtes 

Rücktrittsrecht. Häufig wird dem Anla-

genbetreiber die Möglichkeit eröffnet, 

die Ausübung des Rücktrittsrechts 

durch Zahlung eines zuvor festgelegten 

Betrags vorübergehend abzuwenden 

und so die Bereitstellungszeit zeitlich 

befristet zu verlängern.

Nutzungsentgelt Die Abrechnungsmo-

dalitäten sind festzulegen, insbesonde-

re der Beginn der Zahlung des Nut-

zungsentgelts und das Ende der Zah-

lungsverpflichtung. Sodann ist auch die 

Höhe des Nutzungsentgelts festzulegen. 

Regelmäßig werden ein fester Betrag 

pro Hektar als Mindestnutzungsentgelt 

und eine prozentuale Beteiligung am 

Nettoumsatz aus dem Verkauf der 

Stromproduktion vereinbart. Das Min-

destnutzungsentgelt sollte durch eine 

Indexklausel wertgesichert sein.

Während das Mindestnutzungsentgelt 

als Vorauszahlung fließen kann, erfolgt 

die Abrechnung der prozentualen Betei-

ligung auf Basis der tatsächlich erziel-

ten Einspeiseerlöse erst im da -

rauffolgenden Jahr. Landeigentümer 

sollten dabei Wert darauf legen, dass 

ihnen die Abrechnungsunterlagen un-

aufgefordert zur Verfügung gestellt wer-

den, damit sie die Endabrechnung im 

Folgejahr überprüfen können. Transpa-

renz sollte das Gebot sein, zumal die 

langjährige Vertragsbindung ein ver-

trauensvolles Mitei  nan der erfordert.

Rückbau der Anlage Entscheidend ist, 

dass mit Vertragsende die Photovolta-

ikanlage abgebaut und Sie Ihren 

Grundbesitz in dem Zustand zurück-  

erhalten, der dem Flächenzustand bei 

Vertragsbeginn entspricht. Die Rekulti-

vierungsverpflichtung, deren Umset-

zung ein landwirtschaftlicher Sachver-

ständiger begleiten sollte, ist unab-

dingbar. Zur Absicherung des Rückbaus 

und der Rekultivierung erhält der 

Grundstückseigentümer daher vom An-

lagenbetreiber eine sogenannte Rück-

baubürgschaft, die während der Ver-

tragslaufzeit in regelmäßigen Abstän-

den zu überprüfen und gegebenenfalls 

anzupassen ist.

Selbst eine vertraglich zuvor vereinbar-

te Rekultivierung kann aber letztlich 

daran scheitern, dass sich während der 

Vertragslaufzeit das ehemalige Acker-

land zu Grünland mit besonderen na-

turschutzrechtlich relevanten Merkma-

len entwickelt hat. Dann wird eine Re-

kultivierung wegen der an diese Ent-

wicklung anknüpfenden naturschutz-

rechtlichen Vorgaben unmöglich oder 

scheitert sogar. Dem Eigentümer ver-

bleibt dann nur ein „Ausgleichsan-

spruch“ in Geld.

Um diese Entwertung von landwirt-

schaftlichem Grundvermögen zu ver-

meiden, sollte für diesen Fall schriftlich 

vereinbart werden, dass der Anlagenbe-

treiber Ersatzflächen in gleicher Güte 

zur Verfügung stellt, wie sie die Ver-

tragsflächen bei Beginn des Vertrags 

aufgewiesen haben. Idealerweise soll-

ten diese Ersatzflächen für den Land-

eigentümer bereits bei Vertragsab-

schluss durch den Anlagenbetreiber ge-

sichert sein.

Die Gefahr besteht also darin, dass gut 

bonitierte Ackerflächen bei Bewirt-

schaftung durch Freiflächen-Photovol-

Warten, bis über die 

Sache Gras gewach-

sen ist, ist für Land-

eigentümer keine 

gute Idee, die Flä-

chen für Freiflä-

chen-PV-Anlagen 

zur Verfügung stel-

len wollen. Denn 

unter Umständen 

verlieren diese im 

Lauf der Jahre ihren 

Ackerstatus und 

damit an Wert. 

Daran ist schon bei 

Vertragsabschluss 

zu denken.
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Vorsicht vor 
Vertragsabschluss
Für Grundstücke für Freiflächen-Photovoltaik winken ansehnliche Pachten. Doch 

hinter den verlockenden Angeboten warten Fallstricke. Welche, darüber klärt unsere 

Autorin auf.
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Ersatz an anderer Stelle
Frage: Zum 1. November 2013 habe ich 

gut 5 ha Ackerland für neun Jahre ver-

pachtet, sodass der Vertrag zum 31. Ok-

tober 2022 ausläuft. Eine Verlängerung 

ist nicht vorgesehen. Mein aktueller 

Pächter betreibt einen Pferdehaltungs-

betrieb und hat die Fläche daher unmit-

telbar nach Pachtantritt zu Grünland 

umgewandelt, um diese als Weide zu 

nutzen. Ich möchte aber die Fläche ger-

ne wieder als Ackerland zurückhaben. 

Kann ich das vom Pächter verlangen?

Antwort: Grundsätzlich ja, insbesonde-

re wenn sich aus dem Pachtvertrag er-

gibt, dass seinerzeit explizit Ackerland 

verpachtet wurde. Es besteht daher ein 

Anspruch, bei Pachtende auch wieder 

Ackerland vom Pächter zurückzuerhal-

ten.

Im vorliegenden Fall wird die Fläche 

aber schon mehr als fünf Jahre als Grün-

land genutzt. Da zwischendurch auch 

kein Umbruch stattgefunden hat, ist 

Dauergrünland entstanden. Insofern 

muss der Pächter für diese 5 ha an ande-

rer Stelle ersatzweise 5 ha Ackerland in 

Grünland umwandeln. Zusätzlich benö-

tigt er für den Umbruch der Fläche ne-

ben der Zustimmung der Kreisstelle der 

Landwirtschaftskammer auch die der je-

weiligen Kreisordnungsbehörde. Versagt 

diese ihre Zustimmung aus speziellen 

naturschutz- oder wasserrechtlichen 

Gründen, kann die Pachtfläche nicht 

mehr als Ackerland genutzt werden.

In diesem Falle steht dem Verpächter 

gegenüber dem Pächter ein Schadens-

ersatzanspruch zu, da der Verkehrswert 

von Grünland geringer ist als der von 

Ackerland. Diese Schadensersatzpflicht 

des Pächters hat der Bundesgerichtshof 

(BGH) mit Urteil vom 28. April 2017 

(AZ: LwZR 4/16) ausdrücklich bestätigt.

Rechtsanwalt Rainer Friemel

RECHT GEFRAGT

taikanlagen sich zu ökologisch wertvol-

lem Grünland entwickeln und ihren 

landwirtschaftlichen Nutzungswert ein-

büßen. Dieser dauerhaft drohende 

Wertverlust wird regelmäßig nicht 

durch die Pachtzahlungen ausgegli-

chen.

Dingliche Sicherung des Anlagenbe-

treibers Der Betrieb der Photovoltaik-

anlagen auf den Ackerflächen wird in 

der Regel durch beschränkt persönliche 

Dienstbarkeiten nebst Vormerkungen 

abgesichert. Der als Vertragsbestand-

teil beizufügende Text der Dienstbar-

keit sollte rechtssicher formuliert wer-

den, zumal die Anlagenbetreiber das 

Vorhaben finanzieren und die Kredit- 

institute für die Finanzierung erstrangi-

ge Sicherheiten fordern. Mittlerweile ist 

es üblich, dass die Muster-Dienstbar-

keitstexte Klauseln enthalten, wonach 

die Anlagen trotz Vertragsbeendigung 

weiter betrieben werden können. Hier-

auf sollten sich die Flächeneigentümer, 

wenn überhaupt allenfalls nur für be-

sondere Ausnahmefälle einlassen. 

Ebenso sollten sie die regelmäßig ver-

langte Berechtigung des finanzierenden 

Kreditinstituts, Änderungen des Nut-

zungsvertrags einseitig zu bestimmen, 

ablehnen.

Rechtsnachfolge/Untervermietung Re-

gelmäßig wird der Nutzungsvertrag auf 

eine noch zu gründende Betreibergesell-

schaft, in der Regel eine GmbH & Co. KG, 

zu übertragen sein. In diesem Zusam-

menhang sehen die Nutzungsverträge 

eine beliebige Übertragung auf weitere 

oder andere Gesellschaften vor. Hiervor 

kann nur ausdrücklich gewarnt werden. 

Jede Übertragung auf eine andere Betrei-

bergesellschaft sollte zwingend der Zu-

stimmung des Grundeigentümers bedür-

fen. Diese sollte er nur dann erteilen, 

wenn die den Vertrag übernehmende 

dritte Gesellschaft solvent ist und ihm 

alle im Vertrag vereinbarten Sicherhei-

ten zur Verfügung stellt.

Selbstredend sind auch durch die Betrei-

bergesellschaft abzuschließende und auf 

Verlangen des Eigentümers nachzuwei-

sende Haftpflichtversicherungen und 

dergleichen für die Dauer der Vertrags-

laufzeit vorzusehen. Außerdem von er-

heblicher Bedeutung ist schließlich, 

dass der Vertrag einer steuerlichen Prü-

fung bedarf, unabhängig davon, dass 

ein solches Vorhaben auch höferechtli-

che Nachabfindungsansprüche auslö-

sen kann.

 ▶ Wir halten fest

Vor dem Abschluss eines Nutzungsver-

trags, mit dem Ackerflächen für Freiflä-

chen-Photovoltaikanlagen langfristig 

zur Verfügung gestellt werden, kann nur 

eindringlich gewarnt werden. Ohne 

rechtliche und steuerliche Prüfung und 

Beratung sollte keine Unterzeichnung 

erfolgen. Die möglicherweise lukrativ er-

scheinende Vergütung für die Vertrags-

laufzeit ist mit dem landwirtschaftlichen 

Nutzungswert der Fläche abzugleichen. 

Sodann folgen die Details einer den Flä-

cheneigentümer absichernden Ver-

tragsgestaltung. Es bleibt daher die 

Empfehlung, bei der Überlassung von 

Nutzflächen für Freiflächen-Photovolta-

ikanlagen äußerste Vorsicht walten zu 

lassen und vor Vertragsschluss umfas-

send Rechtsrat einzuholen.

Rechtsanwältin Adelheid Hensen,

Fachanwältin für Agrarrecht bei der

PARTA Rechtsanwaltsgesellschaft

Pacht- und Mietsa-

chen sind so zurück-

zugeben, wie sie 

übernommen wur-

den. Nutzt ein Päch-

ter früheres Acker-

land dauerhaft als 

Grünland und ist ein 

Umbruch nicht mehr 

möglich, muss er 

wegen geringeren 

Verkehrswerts der 

Fläche Schadenser-

satz leisten.
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